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1 Einleitung 

Die Mehrheit der europäischen Länder verfügt über ein Bibliotheksgesetz, welches          

Bibliotheken absichert. Aufgrund unterschiedlicher politischer Schwerpunkte der Länder,        1

an welche sich angepasst werden muss, haben diese Gesetze zwar unterschiedliche           

Ausprägungen, trotzdem wird deutlich, welchen politischen Stellenwert Bibliotheken        

einnehmen.  2

So hat Großbritannien beispielsweise bereits seit 1964 ein Bibliotheksgesetz, viele          

ehemalige Ostblockländer entwickelten eines im Zuge der Anpassung an die neue           

dezentrale Struktur und den Entwicklungen der Informationsgesellschaft nach 1989.  3

Obwohl bereits sehr viel länger Notwendigkeit gesetzlicher Regelungen für Bibliotheken          

diskutiert wurde, verabschiedete Deutschland bisher kein entsprechendes Gesetz.        4

Stattdessen ist es seit der Föderalismusreform (2006) vollständig den Ländern überlassen           

Kultur- und Bildungsangelegenheiten, zu denen Bibliotheken zweifellos zählen, innerhalb         

ihres Verwaltungsgebietes gesetzlich abzusichern.  5

Stand jetzt wurde dies jedoch nur von fünf Bundesländern durch ein Bibliotheksgesetz            

bewerkstelligt: Thüringen (2008), Sachsen-Anhalt (2010), Hessen (2010/2016),       

Rheinland-Pfalz (2014) und Schleswig-Holstein (2016). 

In den restlichen Bundesländern gab es teilweise zwar Bemühungen, jedoch wurde bisher            

kein Bibliotheksgesetz durchgesetzt. 

Die vorliegende Arbeit untersucht hauptsächlich anhand von Drucksachen und         

Plenarprotokollen, welche Faktoren eine Verabschiedung begünstigten und welche        

Faktoren vielleicht auch einen negativen Einfluss hatten. Die untersuchten Faktoren          

wurden im Vorfeld festgelegt, basierend auf reinen Vermutungen. 

Im ersten Abschnitt der Arbeit wird ein kurzer Überblick gegeben, was Bibliotheksgesetze            

sind. Dazu kommt ein kurzer Abriss der bisherigen Prozesse in den einzelnen            

Bundesländern. 

1 Vgl. Schleihagen (2008), S. 17. 
2 Vgl. Schleihagen (2008), S. 22. 
3 Vgl. Schleihagen (2008), S. 18. 
4 Vgl. Mayr (2012), S. 103. 
5 Vgl. Seefeldt/Syré (2017), S. 24. 
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Im zweiten Abschnitt folgt die eigentliche Analyse. Untersucht werden eventuelle Auslöser           

einer Diskussion, aber auch an dem Prozess Beteiligte. Ebenso folgt eine Überprüfung des             

Inhalts von bereits existierenden Gesetzen und eingereichten Entwürfen. Zuletzt werden          

Argumente der Akteure für oder gegen ein Bibliotheksgesetz genauer untersucht. 

Nach diesem Abschnitt folgt eine Zusammenfassung, welche Faktoren positiv einwirken          

und welche eher negativ.  
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2 Bibliotheksgesetze 

2.1 Grundlagen 

Bibliotheksgesetze sind nur ein kleiner Teil des Bibliotheksrechts. Dieses setzt sich           

zusammen aus Teilen des Zivilrechts (wie beispielsweise das Vertragsrecht oder auch das            

Urheberrecht), Normen aus dem Strafrecht (wie Vorschriften gegen Sachbeschädigung,         

Diebstahl und Unterschlagung), sowie Gesetze des öffentlichen Rechts (wie die          

Landeshaushaltsordnung oder das Datenschutzrecht).  6

Daneben existieren noch spezielle Vorschriften innerhalb des öffentlichen Rechts, welche          

sich auf Bibliotheken anwenden lassen. Zu nennen hierbei: das regionale          

Pflichtexemplarrecht in der Mediengesetzgebung der Länder, sowie die Vorschriften über          

die Stellung der Hochschulbibliotheken innerhalb der Hochschulgesetze.  7

Gegenstand dieser Arbeit sollen jedoch nicht diese einzelnen Vorschriften sein, sondern           

Bibliotheksgesetze als eigenständige Rechtsnormen, sowie – wie im politischen Diskurs          

auch – als Gesetz im formellen Sinn, als Parlamentsgesetz. 

Wie Jütte bereits definierte: 

„Bibliotheks- und Büchereigesetze sind Vorschriften, die durch staatliche        

Förderung den Auf- und Ausbau des öffentlichen Bibl.wesens anstreben. Man          

unterscheidet zwei Formen: die Anreiz- und die Pflichtgesetze.”  8

Anreizgesetze haben hierbei das Ziel der Förderung des Bibliothekswesens durch          

Verdeutlichung der Bedeutung von Bibliotheken, während Pflichtgesetze den Unterhalt         

(kommunaler) Bibliotheken zur 'Pflichtaufgabe' etablieren. Erwartungsgemäß werden       

Förderungen zumeist mit einem Anreizgesetz begonnen und dieses erst in einer späteren            

Phase zu einem Pflichtgesetz entwickelt.  9

Jedoch liegt der Fokus dieser Definition ausschließlich aus dem öffentlichen          

Bibliothekswesen. Dabei vergessen werden unter anderem wissenschaftliche und        

kirchliche Bibliotheken. 

6 Vgl. Plassmann u.a. (1999), S. 264. 
7 Vgl. ebd., S. 264. 
8 Jütte (1987), S. 417. 
9 Vgl. Jütte (1987), S. 417. 
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Steinhauer geht dagegen eher vom Wortsinn der Bezeichnung Bibliotheksgesetz aus, die           

keine Spartentrennung in sich trägt: 

„Vom reinen Wortsinn her ist ein Bibliotheksgesetz einfach ein Gesetz, das           

Bibliotheken und ihre Dienstleistungen zum Inhalt hat.”  10

Bibliotheksgesetze sind klar abzugrenzen von Organisationsgesetzen einzelner       

Bibliotheken. Das Gesetz über die Deutsche Nationalbibliothek oder das Gesetz über die            11

Sächsische Landesbibliothek (SächsLBG) beispielsweise befassen sich nämlich nur mit         12

den Aufgaben und der Organisation einzelner Einrichtungen, nicht aber dem          

Bibliothekswesen im größeren Kontext. 

Bibliotheksgesetze haben die Organisation des Bibliothekswesens innerhalb eines        

Bundeslandes, sowie die Aufgaben und Finanzierung eben jenes zum Gegenstand. Dies           

bedeutet, so verschiedenste Fachliteratur, eine Verwaltungsvereinfachung und mehr        

Transparenz beim Verabschieden solch eines Gesetzes, da verschiedenste        

bibliotheksrechtliche Aspekte in einer Norm zusammengeführt werden könnten.  13

Eine Regelung von Bibliotheken innerhalb eines Parlamentsgesetzes wäre also auch eine           

politische Aufwertung, da ihre Bedeutung mit unterstrichen wird. Sie werden somit           

erhoben auf eine Augenhöhe mit bereits normierten Institutionen (z.B. Archive, Schulen           

und Weiterbildungseinrichtungen) und zu gleichwertigen Partnern. 

Bisher sind, soweit nicht durch Landes- oder Bundesgesetze anders vorgeschrieben, Städte           

und Gemeinden allein für alle öffentlichen Aufgaben ihres Gebietes zuständig. Diese           

kommunale Selbstverwaltung umfasst Pflichtaufgaben, aber auch frei gestaltbare        

Aufgaben. Zu eben jenen gehört auch der Kulturbereich, entsprechend der Unterhalt von            

Theatern, Orchestern, Museen und Bibliotheken.  14

Einige wenige Bundesländer vergeben zwar staatliche Zuschüsse zur Einrichtung oder          

Unterhaltung einer Stadt- und Gemeindebibliothek, jedoch ist in den meisten          

Bundesländern die Finanzierung ausschließlich Sache der Kommune.  15

10 Steinhauer (2011a), S. 17. 
11 BGBl. I 2006, S. 1338 
12 GV-Bl. 1995, S. 2005 
13 Vgl. Steinhauer (2011a), S. 19. 
14 Vgl. Seefeldt/Syré (2011), S. 25 f. 
15 Vgl. Seefeldt/Syré (2011), S. 55. 
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2.2 Ein kurzer Abriss der Prozesse 

Nach dem zweiten Weltkrieg war das Bibliothekswesen schwer beeinträchtigt. In der           

Politik wurde entschieden, dass ein Bibliotheksgesetz den Wiederaufbau unterstützen solle.          

Ab 1949 setzte der gerade neu gegründete Deutsche Büchereiverband, welcher sich 1973            

in Deutscher Bibliotheksverband e.V. umbenannte, einen Ausschuss für eine         

Büchereigesetzgebung ein. 

In der DDR gab es immerhin ab 1949 ein '​Gesetz zur Demokratisierung des             

Büchereiwesens​' im Land Sachsen, als erstes Land der sowjetischen Besatzungszone.          

Dieses Gesetz war jedoch mit Auflösung der Länder in der DDR nach 1952 wieder              

hinfällig. Mitunter wird jedoch auch die '​Verordnung über die Aufgaben des           

Bibliothekssystems bei der Gestaltung des entwickelten gesellschaftlichen Systems des         

Sozialismus in der Deutschen Demokratischen Republik​' der DDR von 1968 als eine Art             

Bibliotheksgesetz angesehen. 

Auch in der BRD gab es Bemühungen: 1970 wurde in Baden-Württemberg das '​Gesetz zur              

Förderung der Weiterbildung und des Bibliothekswesens​' verabschiedet. Inwiefern dies         

Wirkung zeigte, ist fraglich.  16

Nach der Wiedervereinigung geschah in Deutschland, anders als in anderen ehemaligen           

Ostblockländern, die ihre Chance im Zuge der Anpassung an die neue dezentrale Struktur             

nutzen und Bibliotheksgesetze initiierten, erst einmal nicht viel. 

Erst in 2004 gab es wieder einen Grund für die Politik, sich mit Bibliotheken zu               

beschäftigen: am 2. September brannte das historische Gebäude der Herzogin Anna           

Amalia Bibliothek in Weimar, ​Thüringen​. 118.000 Bücher waren beschädigt, teilweise          

unwiderruflich.  Die Restaurierung des Gebäudes würde bis 2007 andauern. 17

Daraufhin lud der dbv politische Sprecher der Fraktionen SPD, CDU und Die Linke dazu              

ein, sich innerhalb einer Podiumsdiskussion beim 11. Thüringer Bibliothekartag in          

16 Vgl. Thauer/Vodosek (1990), S. 167. 
17 Vgl. Klassik Stiftung Weimar. 

5 



Sömmerda gemeinsam über die Zukunft von Bibliotheken und somit auch ein mögliches            

Bibliotheksgesetz zu unterhalten.  18

Da diese Diskussion durchaus positiv verlief, erarbeitete der dbv Landesverband Thüringen           

daraufhin zusammen mit den Landesverbänden aus Sachsen, Sachsen-Anhalt und         

Thüringen des VDBs einen Entwurf für ein Bibliotheksgesetz, welcher am 14. März            

veröffentlicht wurde. Der Entwurf strebt eine einheitliche gesetzliche Grundlage für          19

öffentliche sowie wissenschaftliche Bibliotheken an, sieht jedoch keine verbindliche         

finanzielle Forderung vor, stattdessen sollen öffentliche Bibliotheken weiterhin eine         

freiwillige Leistung der Kommunen bleiben.  20

Inzwischen war die Anna Amalia Bibliothek größtenteils restauriert. Zur feierlichen          

Wiedereröffnung im Oktober 2007 hielt der damalige Bundespräsident Horst Köhler eine           

Festrede, welche die gerade begonnene Bewegung weiter unterstützen würde. Hierbei hielt           

er fest: „Durchgängige bildungspolitische Zielsetzungen gemeinsam mit dem        

Bibliothekswesen sind heute weder auf Landesebene noch in der Politik des Bundes in             

ausreichendem Maße anzutreffen.“ Weiterhin fordert er: „Bibliotheken gehören deshalb in          

Deutschland auf die politische Tagesordnung.“  21

Auf diese Rede folgte ein Gesetzentwurf der Oppositionsfraktionen Die Linke und SPD.            22

Im April 2008 legte auch die CDU ihren Entwurf '​Thüringer Gesetz zum Erlass und zur               

Änderung bibliotheksrechtlicher Vorschriften – Thüringer Bibliotheksrechtsgesetz      

(ThürBibRG)​' vor. Dieser Entwurf wurde in erster Lesung an den Ausschuss der            23

Landesregierung überwiesen und dort vom 7. April bis 3. Juli in mündlichen und             

schriftlichen Anhörungen beraten. In der 36. Sitzung des federführenden Ausschusses          24

wurde der Entwurf der CDU als Grundlage für weitere Beratungen beschlossen. Am 4. Juli              

2008 wurde der Entwurf in zweiter Lesung angenommen. 

 

18 Vgl. Blechschmidt/Döring/Hasiewicz (2006. 
19 Vgl. Steinhauer (2006), S. 880. 
20 Vgl. ebd., S. 889 f. 
21 Köhler (2007), S. 6. 
22 LT-Drs. Thüringen 4/3503. 
23 LT-Drs. Thüringen 4/3956. 
24 LT-Drs. Thüringen 4/80, S. 80. 
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In ​Sachsen-Anhalt wurde bereits 2006 im Koalitionsvertrag zwischen CDU und SPD von            

der Möglichkeit eines Bibliotheksgesetzes gesprochen.  25

Im April 2009 reichte Die Linke dann einen Gesetzentwurf ein, dieser wurde im Mai in               26

erster Lesung an den Ausschuss für Bildung, Wissenschaft und Kultur, den           

Finanzausschuss, sowie den Innenausschuss überwiesen. Die Koalition CDU/SPD reichte         27

in Juni einen eigenen Entwurf nach, welcher ebenfalls dorthin überwiesen wurde. Beide            28 29

Entwürfe hatten große Ähnlichkeiten zueinander, da beide auf dem dbv          

Mustergesetzentwurf (siehe 3.1) basierten. Jedoch fehlte die Pflichtaufgabe, ebenso blieb          

die Finanzierung nur vage geregelt und auch das Pflichtexemplarrecht für elektronische           

Veröffentlichungen wurde nicht berücksichtigt. 

Im Dezember 2009 wurden beide Gesetzentwürfe im Ausschuss behandelt. Am 21. Mai            

2010 veröffentlichte der Ausschuss die Beschlussempfehlung. Am 17. Juni 2010 wurde           30

das Bibliotheksgesetz mit der Mehrheit endgültig beschlossen. Nur die FDP stimmte           31

gegen den Entwurf. 

 

In ​Hessen wurde bereits 1952 ein Bibliotheksgesetz (damals noch als Büchereigesetz           

bezeichnet) diskutiert, der damalige Kultusminister Arno Hennig (SPD) ließ verlauten, er           

stehe mit den Landesverbänden in Kontakt und habe bereits ein „Büchereigesetz im            

Tischkasten“. Weiter passiert ist jedoch nicht und auch der Initiativantrag der SPD in             32

1969 und ein Entwurf der CDU in 1980 brachten nicht viel.  33

Zur Landtagswahl 2008 versandte der dbv Wahlprüfsteine an die Parteien mit der Frage             

nach einem Hessischen Bibliotheksgesetz. Einzig die FDP sprach sich gegen die           34

Schaffung eines Bibliotheksgesetzes aus. Die Wahl resultierte in einer Koalition          35

25 Vgl. CDU/SPD Sachsen-Anhalt (2006), S. 26. 
26 LT-Drs. Sachsen-Anhalt 5/1930. 
27 LT-PlPr. Sachsen-Anhalt 5/58, S. 3794 ff. 
28 LT-Drs. Sachsen-Anhalt 5/2016. 
29 LT-PlPr. Sachsen-Anhalt 5/60, S. 3930. 
30 LT-Drs. Sachsen-Anhalt 5/2591. 
31 LT-PlPr. Sachsen-Anhalt 5/77, S. 5019. 
32 Vgl. Lenz (2007), S. 1. 
33 Vgl. ebd., S. 2. 
34 Vgl. dbv Landesverband Hessen (2008), S. 1. 
35 Vgl. FDP Hessen (2008), S. 1 f. 

7 



zwischen CDU und FDP, welche in der Koalitionsvereinbarung schreiben: „Wir werden           

ein Hessisches Bibliotheksgesetz verabschieden.“  36

Im Dezember 2009 folgte dann auch der '​Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU und der              

FDP für ein Hessisches Bibliotheksgesetz​', welcher im Januar 2010 in erster Lesung            37

behandelt wurde. Es folgten schriftliche und mündliche Anhörungen im Ausschuss, bevor           38

in zweiter Lesung im September 2010 beschlossen wurde, das Gesetz auf fünf Jahre             

begrenzt zu verabschieden.  39

Im November 2015 kam es in zweiter Lesung zur Verlängerung des Gesetzes, obwohl             

dabei bemängelt wurde, das Gesetz sei nicht sinnvoll, da unter anderem Pflichtaufgaben            

nicht genannt seien.  40

 

Ein 2007 vom dbv ausgearbeiteter Entwurf regte erstmals die Gespräche in           

Rheinland-Pfalz an. Erste Gespräche mit dem zuständigen Staatssekretär verliefen jedoch          

wenig positiv. Als Ablehnungsgründe wurden die unrealistischen Forderungen, das         

Konnexitätsprinzip und der politisch gewünschte Normabbau genannt.  41

Zur Landtagswahl 2011 stellte der dbv die Frage nach einem Bibliotheksgesetz. Die            42

Antworten waren durchwachsen. ​Im Koalitionsvertrag zwischen SPD und Bündnis 90/Die          

Grünen wird dann von einer Förderung des Erhalts den Bibliotheksnetzes gesprochen. Es            

soll geprüft werden, ob ein Bibliotheksgesetz dafür der richtige Weg sei.  43

Im Juni 2012 wurde dann ein Workshop mit dem Thema '​Starke Bibliotheken in             

Rheinland-Pfalz! Brauchen wir ein Bibliotheksgesetz in Rheinland-Pfalz​' veranstaltet, mit         

Beteiligung von SPD, Bündnis 90/Die Grünen, dem Bildungsministerium und dem dbv           

Landesverband Rheinland-Pfalz. 

Im Juni 2014 folgte der Gesetzentwurf '​Landesgesetz zum Erlass eines Bibliotheksgesetzes           

und zur Änderung und Aufhebung weiterer bibliotheksbezogener Vorschriften​' von SPD          

36 CDU/FDP Hessen (2009), S. 40. 
37 LT-Drs. Hessen 18/1728. 
38 LT-PlPr. Hessen 18/32. 
39 LT-PlPr. Hessen 18/54. 
40 LT-PlPr. Hessen 19/59, S. 4198 ff. 
41 Vgl. dbv Landesverband Rheinland-Pfalz (2008). 
42 dbv Landesverband Rheinland-Pfalz (2011), S. 1. 
43 Vgl. SPD/Bündnis 90/Die Grünen Rheinland-Pfalz (2011), S. 17. 
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und Bündnis 90/Die Grünen. In erster Lesung wurde eine Überweisung in den Ausschuss             44

für Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur entschieden. Hier kam es im September 2014            

zur Anhörung. Im November 2014 wurde das Bibliotheksgesetz Rheinland-Pfalz mit den           

Stimmen aller Landtagsfraktionen verabschiedet.  45

 

Die SPD ​Schleswig-Holstein reichte 2008 eine Große Anfrage ein, mit der Frage „Wie             

steht die Landesregierung zu der Empfehlung der Enquete-Kommission, die Aufgaben und           

die Finanzierung der öffentlichen Bibliotheken in einem Bibliotheksgesetz zu regeln?“          46

Die Landesregierung befürwortete eine gesetzliche Regelung, inklusive Pflichtaufgabe und         

wollte die Diskussionen diesbezüglich beginnen.  47

Im August 2010 wurde daraufhin durch den dbv und den VDB die '​Initiative             

Bibliotheksgesetz für Schleswig-Holstein​' gegründet, welche eng verbunden mit dem         

Büchereiverein Schleswig-Holstein e.V. und dem Beirat der wissenschaftlichen        

Bibliotheken beim Ministerium für Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr arbeitet. Das          

Ziel der Initiative war die Verabschiedung eines zukunftsweisenden, fachgerechten,         

zweckdienlichen Bibliotheksgesetz zur Absicherung von Bibliotheken. 

Bereits im Juni 2010 legte der SSW den '​Entwurf eines Gesetzes für die Bibliotheken in               

Schleswig-Holstein (BiblG) und zur Änderung des Landespressegesetzes​' vor. Der         48

Entwurf wurde in erster Lesung an den Bildungsausschuss überwiesen. Dieser entschied           

sich im Februar 2012 dazu, das Thema zu vertagen, bis die Landesregierung über             

Erfahrungen und rechtliche und finanzielle Folgen in anderen Bundesländern berichten          

kann. Im April selben Jahres wurde der Entwurf in zweiter Lesung endgültig abgelehnt.             49

Jedoch waren sich die Parteien einig: es braucht ein Bibliotheksgesetz in           

Schleswig-Holstein. 

44 LT-Drs.Rheinland-Pfalz 16/3660. 
45 LT-PlPr. Rheinland-Pfalz 16/82. 
46 LT-Drs. Schleswig-Holstein 16/204. 
47 LT-Drs. Schleswig-Holstein 16/2276, S. 89. 
48 LT-Drs. Schleswig-Holstein 17/683. 
49 LT-PlPr. Schleswig-Holstein 17/78, S. 6799. 
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Die sich nach der Landtagswahl 2012 ergebende Koalition aus SPD, SSW und Bündnis             

90/Die Grüne legt in ihrem Koalitionsvertrag fest, in der ersten Hälfte der            

Legislaturperiode einen Entwurf für ein Bibliotheksgesetz einzubringen.  50

Im November 2012 begannen von dbv, BIB und VDB geführte Diskussionen mit den             

bildungs- und kulturpolitischen Sprecher*innen der Parteien über die Zukunft der          

Bibliotheken. Im November 2014 wurden diese Gespräche wieder aufgegriffen, dieses Mal           

mit dem Augenmerk 'Bibliotheksgesetz'. Die zuständige Kulturministerin, Frau Anke         

Spoorendonk, sagte ein Gesetzentwurf für 2015 zu. 

Am 2. Februar 2016 legte die Landesregierung, durch die Federführung der Ministerin für             

Justiz, Kultur und Europa, einen ersten Gesetzentwurf für ein '​Gesetz für die Bibliotheken             

in Schleswig-Holstein und zur Änderung des Landespressegesetz​' vor. Im November 2015           

stimmte das Kabinett diesem Entwurf zu und ließ der 'Initiative Bibliotheksgesetz für            

Schleswig-Holstein' und dem Deutschen Bibliotheksverband die Möglichkeit, dazu        

Stellung zu nehmen. Am 2. Februar 2016 stimmte das Kabinett in zweiter Lesung dem              

Entwurf der Kulturministerin erneut zu und leitete ihn dem Landtag zu. Auch der             51

Bildungsausschuss empfiehlt im Juni 2016 nach schriftlichen und mündlichen Anhörungen          

die Annahme des Gesetzes. In zweiter Lesung wurde das Gesetz im Juli 2016 mit der               

Stimmenmehrheit der Regierungsparteien verabschiedet. Am 30. September 2016 trat das          

Gesetz in Kraft.  52

 

Auch in ​Mecklenburg-Vorpommern gab es in 2008 Bestrebungen. So reichte die FDP            

einen Antrag für ein '​Bibliotheksförderprogramm für Mecklenburg-Vorpommern​' ein.        53

Auch die SPD/CDU-Regierung stellte einen Antrag zur '​Entwicklung der Bibliotheken in           

Mecklenburg-Vorpommern​', welcher letztendlich angenommen wurde.  54

Die Linke gab sich jedoch nicht zufrieden und legte Anfang Oktober 2008 einen eigenen              

'​Entwurf eines Bibliotheksgesetzes Mecklenburg-Vorpommern (LBibG M-V)​' vor. Dieser        55

orientierte sich am Musterbibliotheksgesetz des dbv. In erster Lesung im Oktober 2008            

50 Vgl. SPD/Bündnis 90/Die Grünen/SSW (2012), S. 20 f. 
51 LT-Drs. Schleswig-Holstein 18/3800. 
52 GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 221-38 
53 LT-Drs. Mecklenburg-Vorpommern 5/1774. 
54 LT-Drs. Mecklenburg-Vorpommern 5/1793. 
55 LT-Drs. Mecklenburg-Vorpommern 5/1882. 
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wurde eine Überweisung in die Ausschüsse abgelehnt, im Januar 2009 folgte dann eine             56

generelle Ablehnung in zweiter Lesung.  57

 

Nordrhein-Westfalen begann ebenfalls in 2008, sich mit Bibliotheken zu beschäftigen. So           

reichten am 4. März 2008 die SPD den Antrag '​Bibliotheken in Nordrhein-Westfalen:            

Erhalt eines leistungsstarken Bibliothekssystems zur Landesaufgabe erklären!​', als auch         58

die CDU/FDP ihren Antrag '​Bibliotheken als Orte der Bildung stärken -           

Bibliothekslandschaft in Nordrhein-Westfalen analysieren​' ein. Es folgte eine        59

einstimmige Überweisung in den Kulturausschuss, den Ausschuss für Innovation,         

Wissenschaft, Forschung und Technologie und den Ausschuss für Kommunalpolitik und          

Verwaltungsstrukturreform. Zur Landtagswahl 2010 wurde sich in den Wahlprogrammen         

auch verstärkt für Bibliotheken eingesetzt. Es ergab sich eine Koalition zwischen SPD und             

Bündnis 90/Die Grünen, welche im Koalitionsvertrag zwar von einem Bibliotheksgesetz          

sprachen, ebenso aber auch ein Gesetz zur kulturellen Bildung in Betracht zogen.  60

Im November 2010 folgte ein Gesetzentwurf der CDU. Der Entwurf '​Gesetz zum Erlass             61

eines Bibliotheksgesetzes und zur Änderung der Landschaftsverbandsordnung​' war jedoch         

mangelhaft, es fehlte beispielsweise die Pflichtaufgabe und auch das Pflichtexemplar          

wurde nicht erwähnt. In der ersten Lesung wurde das Gesetz einstimmig an den             62

Kulturausschuss und den Ausschuss für Kommunalpolitik überwiesen. Jedoch wurde         

jedoch bereits hier ein allgemeines Kulturgesetz bevorzugt und die Bibliotheksgesetze der           

anderen Bundesländer als zu mager bezeichnet. Im Mai 2011 erfolgte eine umfangreiche            63

Anhörung des Ausschusses für Kultur und Medien.  64

Im Juli 2011 brachte die SPD/Grüne einen Antrag für ein '​Gesetz zur Förderung und              

Entwicklung der Kultur, Kunst und der kulturellen Bildung in NRW​' ein. Das Thema             65

'Bibliotheksgesetz' wurde jedoch erstmal auf unbestimmte Zeit vertagt. Die Wahlperiode          

56 LT-PlPr. Mecklenburg-Vorpommern 5/52, S. 54 ff. 
57 LT.PlPr. Mecklenburg-Vorpommern 5/60, S. 65 ff. 
58 LT-Drs. Nordrhein-Westfalen 14/6316. 
59 LT-Drs. Nordrhein-Westfalen 14/6319. 
60 Vgl. NRWSPD/Bündnis 90/Die Grünen NRW (2010), S. 78. 
61 LT-Drs. Nordrhein-Westfalen 15/474. 
62 Vgl. Heintz (2011), S. 138. 
63 LT-PlPr. Nordrhein-Westfalen 15/13, S. 960 ff. 
64 Vgl. Pilzer (2017), S. 79. 
65 LT-Drs. Nordrhein-Westfalen 15/2365. 
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endete jedoch abrupt in 2012. Nach den Neuwahlen im Mai, welche die SPD/Grüne erneut              

gewannen, war das Thema aber auch vergessen und tauchte nicht mehr im            

Koalitionsvertrag auf.  66

Dafür war das Thema 'Kulturfördergesetz' in den Mittelpunkt gerückt, welches im           

Dezember 2014 in Kraft trat. 

Einen erneuten Vorstoß unternahm die CDU im März 2016 mit dem Entwurf für ein              

'​Gesetz zum Erlass eines Landesbibliotheksgesetzes und zur Änderung weiterer         

Rechtsvorschriften​'. Im September 2016 erfolgte eine öffentliche Anhörung des         67

Ausschusses für Kultur und Medien und Kommunalpolitik. Im Januar 2017 wurde der            

Gesetzentwurf durch die Stimmen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen abgelehnt. 

Die Landtagswahl 2017 bedingte eine Koalition von CDU und FDP, welche im            

Koalitionsvertrag ankündigen, das Kulturfördergesetz weiterentwickeln und ein       

Bibliotheksgesetz initiieren zu wollen, sowie sämtliche kulturrelevanten Gesetze in einem          

'Kulturgesetzbuch' zusammenzuführen.  68

 

In ​Sachsen gab es bereits 1994 einen Entwurf für ein '​Gesetz über die öffentlichen              

Bibliotheken im Freistaat Sachsen​' von der Fraktion Die Linke. Dieser Entwurf wurde            69

jedoch nach Ablauf der Legislaturperiode nicht mehr behandelt. 

Im Dezember 2007 folgte, diesmal von Bündnis 90/Die Grünen, der Antrag           

'​Bibliothekskonzeption für das Bildungsland Sachsen entwickeln​'. Dieser wurde im Mai          70

2008 in einer öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Wissenschaft und Hochschule,           

Kultur und Medien behandelt. 

Eine kleine Anfrage aus der FDP im November 2008 erfragte, ob die Staatsregierung den              

Empfehlungen der Enquete-Kommission folgend ein Bibliotheksgesetz erarbeiten würde,        

zu welchem Zeitpunkt dies geschehen solle und falls nein, warum nicht. Die zuständige             71

Staatsministerin antwortete darauf: „Das Sächsische Kulturraumgesetz bildet den        

66 Vgl. NRWSPD/Bündnis 90/Die Grünen NRW (2012). 
67 LT-Drs. Nordrhein-Westfalen 16/11436. 
68 Vgl. CDU/FDP NRW (2017), S. 90. 
69 LT-Drs. Sachsen 1/4610. 
70 LT-Drs. Sachsen 4/10662. 
71 LT-Drs. Sachsen 4/13771. 
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gesetzlichen Rahmen für die Kulturförderung im Freistaat Sachsen. Es bietet auch die            

Grundlage für die angemessene Förderung der Öffentlichen Bibliotheken. Ein spezielles          

Leistungsgesetz ist in diesem Zusammenhang nicht angezeigt.“  72

Im Juli 2009 erfolgte der nächste Versuch von Bündnis 90/Die Grünen: der Entwurf für ein               

'​Gesetz zur Förderung der Bibliotheken als Bildungs- und Kultureinrichtungen im          

Freistaat Sachsen​' wollte das '​Sächsische Landesbibliotheksgesetz​' zu einem '​Sächsischen         

Bibliotheksgesetz​' weiterentwickeln. 

Im Juni 2011 reichte Bündnis 90/Die Grünen wieder ein '​Gesetz zur Förderung der             

Bibliotheken als Bildungs- und Kultureinrichtung im Freistaat Sachsen​' ein, diesmal          

beinhaltete der Entwurf die Festschreibung des Betriebes öffentlicher Bibliotheken als          

Pflichtaufgabe der Gemeinden und Landkreise. Dieser Entwurf wurde in erster Lesung an            73

den Ausschuss für Wissenschaft und Hochschule, Kultur und Medien überwiesen, wo es            74

im Dezember 2011 eine Anhörung gab. Im April 2012 wurde der Entwurf in zweiter              

Lesung abgelehnt, jedoch sprachen sich Die Linke und die SPD zusätzlich zu Bündnis             

90/Die Grünen für ein Bibliotheksgesetz aus.  75

 

Bei der Landtagswahl 2011 in ​Baden-Württemberg wurde auf die Frage nach einem            

Bibliotheksgesetz eher ablehnend geantwortet. 

2011 erschien außerdem der Entwurf eines Bibliotheksgesetzes, welchen Studenten         

innerhalb eines Projektes vom Masterstudiengang Bibliotheks- und       

Informationsmanagement der Stuttgarter Hochschule der Medien zusammen mit den         

Experten Eric W. Steinhauer und Prof. Cornelia Vonhof erarbeiteten. 

Bei der nächsten Landtagswahl 2016 waren die Parteien durchaus positiver gestimmt und            

wollten mindestens die Möglichkeit eines Bibliotheksgesetzes prüfen. Einzige Ausnahme         

hierbei: die FDP hält ein Bibliotheksgesetz nicht für notwendig.  76

72 LT-Drs. Sachsen 4/13771. 
73 LT-Drs. Sachsen 5/6104. 
74 LT-PlPr. Sachsen 5/39, S. 3797 ff. 
75 LT-PlPr. Sachsen 5/53, S. 5299 ff. 
76 Vgl. FDP Baden-Württemberg (2016), S. 2. 
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Das Ergebnis der Wahl war eine Koalition aus Bündnis 90/Die Grünen und CDU. Im              

Koalitionsvertrag werden Bibliotheken jedoch nur noch im Zusammenhang mit anderen          

Kultureinrichtungen oder Digitalisierung erwähnt.  77

 

In ​Bayern ​wurde das Thema 'Bibliotheksgesetz' zuletzt in 2008 behandelt. Angestoßen           

durch die Enquete-Kommission 'Kultur in Deutschland' und den neuesten Entwicklungen          

u.a. in Thüringen, wurden pünktlich zur Abgeordnetenwahl Wahlprüfsteine vom dbv          

Landesverband an die Parteien verschickt. Die Antworten waren jedoch sehr          78

durchwachsen. Seit der Wahl ist nichts mehr passiert. Auch der dbv resignierte und sieht es               

aufgrund der Länderfinanzen ein nun noch folgendes Bibliotheksgesetz als sehr          

unwahrscheinlich an. Seit 2016 gibt es immerhin einen Bayerischen Bibliotheksplan,          

welcher Vorschläge und Perspektiven aufzeigt, jedoch nicht verbindlich ist.  79

 

Am 9. März 2009 reichte die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen den Antrag '​Die             

Empfehlungen der Enquete-Kommission 'Kultur in Deutschland’ für ​Berlin ​nutzen (II):          

Berlin braucht ein Bibliotheksgesetz!​' ein. Dieser wurde zur weiteren Beratung vom           80

Abgeordnetenhaus in den Ausschuss für Kulturelle Angelegenheiten überwiesen. Mit         81

Zusammentreten des neuen Abgeordnetenhauses erledigte sich dieser Vorgang jedoch         

schnell wieder. 

Am 25. Juni 2009 legte dann der dbv Landesverband Berlin einen Entwurf für ein '​Gesetz               

über die Neuordnung des Berliner Bibliothekswesens​' vor.  82

Vor der Abgeordnetenhauswahl 2011 waren die Antworten auf die Wahlprüfsteine vom           

dbv Landesverband Berlin eher negativ, nur Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen            

wollten sich für ein Bibliotheksgesetz einsetzen. ​Nach der Wahl kam es zu einer             

Koalitionsvereinbarung zwischen SPD und CDU, in welcher entsprechend kein         

Bibliotheksgesetz angesprochen wird.  83

77 Vgl. Bündnis 90/Die Grünen/CDU Baden-Württemberg (2016). 
78 Vgl. dbv Landesverband Bayern (2008). 
79 Vgl. Bayerisches Staatsministerium für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst (2016). 
80 LT-Drs. Bayern 16/220. 
81 Vgl. Heintz (2011), S. 127. 
82 Vgl. dbv Landesverband Berlin (2009). 
83 Vgl. SPD/CDU Berlin (2011). 
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Im April 2014 kam es, aufgrund von Anträgen der Fraktionen Die Linke und SPD/CDU zu               

einer Anhörung mit dem Thema 'Öffentliche Bibliotheken', welche auch fachliche          

Experten einlud. Das Ergebnis war jedoch ernüchternd; der zuständige Kultursenator          

erteile einem Bibliotheksgesetz eine klare Absage. 

Auch vor der Abgeordnetenhauswahl 2016 verschickte der dbv wieder Wahlprüfsteine,          

welche unter anderem nach einem Bibliotheksgesetz fragten. Erneut spricht Die Linke           84

sich für ein Bibliotheksgesetz aus. Von anderen Parteien wird ein Bibliothekskonzept           85

vorgezogen. Das Ergebnis der Wahl war eine Koalition von SPD, Die Linke und Bündnis              

90/Die Grünen. In der Koalitionsvereinbarung wurde dann auch ein         

Bibliotheksentwicklungsplan als Ziel angegeben.  86

Seit dem 13. März 2019 arbeitet eine entsprechende Arbeitsgemeinschaft mit einem           

externen Dienstleister zusammen. Am 28. Juni 2019 erschien der erste Zwischenbericht           

'​Entwicklung eines Bibliothekskonzepts für Berlin​'. Geplant ist, am 30. April 2020 die            87

finale Fassung vorzulegen. 

 

Die Linke ​Brandenburg ​reichte am 5. Juni 2007 einen Antrag zur '​Förderung            

kommunaler Bibliotheken​' ein, mit der Aufforderung, „zu prüfen, ob die Schaffung           

gesetzlicher Grundlagen für Bibliotheken die Qualität und die Standards der          

bibliothekarischen Arbeit in Brandenburg heben könnte.“ Bei der Beratung sprach die           88

zuständige Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kultur sich für einen Normenabbau           

aus und verneinte deshalb den Bedarf eines Bibliotheksgesetzes.  89

2009 versuchte Die Linke erneut, ein Bibliotheksgesetz anzustoßen, diesmal über eine           

Große Anfrage zur '​Kultur in Brandenburg​'. Aber auch hier lehnte die Landesregierung            90

den Vorstoß ab: „Derzeit bestehen keine Vorhaben zur Novellierung gesetzlicher          

Vorschriften oder Gründung von Stiftungen im Kulturbereich.“  91

84 Vgl. dbv Landesverband Berlin (2016), S. 2. 
85 Vgl. DIE LINKE. Berlin (2016), S. 2. 
86 Vgl. SPD/Die Linke/Bündnis 90/Die Grünen Berlin (2016), S. 124. 
87 LT-Drs. Berlin 18/2011. 
88 LT-Drs. Brandenburg 4/4633. 
89 LT-PlPr. Brandenburg 4/50. 
90 LT-Drs. Brandenburg 4/7164. 
91 LT-Drs. Brandenburg 4/7665. 
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Und auch in 2011 brachte Die Linke ein Bibliotheksgesetz ins Spiel. In einer Kleinen              

Anfrage zu '​Bibliotheken im Land Brandenburg​' fragte sie: „Mehrere Bundesländer (u.a.           

Thüringen und Hessen) haben mittlerweile ein Bibliotheksgesetz verabschiedet. Hält die          

Landesregierung ein solches Gesetz auch für Brandenburg für sachgerecht bzw. aus           

welchen Gründen hält die Landesregierung an ihrer bisherigen ablehnenden Haltung fest?“          

 Die Landesregierung hält ein Bibliotheksgesetz jedoch weiterhin nicht für nötig.  92 93

 

Eine 2007 durchgeführte Umfrage zu Landesbibliotheksgesetzen führte in ​Bremen ​zu          

folgender Stellungnahme: 

„Im Lande Bremen sind die Staats- und Universitätsbibliothek im Bremischen          

Hochschulgesetz vom 9. Mai 2007, die Stadtbibliothek Bremen im Ortsgesetz über           

den Eigenbetrieb Stadtbibliothek Bremen (BremSTBOG) vom 22. Dezember 1998         

und das Staatsarchiv Bremen im Bremischen Archivgesetz vom 7. Mai 1991 bereits            

gesetzlich abgesichert. Eine weitere gesetzliche Grundlage scheint daher für die          

überschaubaren Verhältnisse im Lande Bremen nicht zwingend erforderlich.“  94

In 2018 wurde jedoch in einer Antwort des Senats auf eine Große Anfrage der SPD               

bestätigt, dass seit dem Frühjahr 2017 der Senator für Kultur mit Beteiligung der Senatorin              

für Wissenschaft, Gesundheit und Verbraucherschutz an an einem Bibliotheksgesetz         

arbeitet und es Gespräche mit Vertreter*innen der Landesbibliotheksverbände gab. Und          95

auch in der Koalitionsvereinbarung 2019 zwischen SPD, Bündnis 90/Die Grüne und Die            

Linke wird die Verabschiedung eines Bibliotheksgesetzes als Ziel bestimmt.  96

 

Ähnlich zu den Aussagen aus Bremen wurde sich 2007 auch in ​Hamburg​ geäußert: 

„Zudem besteht in einem Stadtstaat wie Hamburg sehr viel geringerer gesetzlicher           

Regelungsbedarf als in einem Flächenstaat, wo die (öffentliche)        

92 LT-Drs. Brandenburg 5/2960. 
93 LT-Drs. 5/3103. 
94 Vgl. Hauschke (2007). 
95 LT-Drs. Bremen 19/1683, S. 3. 
96 Vgl. SPD/Bündnis 90/Die Grünen/Die Linke Bremen (2019), S. 110. 
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Bibliotheksfinanzierung hauptsächlich durch die Kommunen erfolgt. Für Hamburg        

ist ein Gesetz mit vergleichbaren Regelungen deshalb entbehrlich.“  97

Dieser Standpunkt bestätigt sich durch die Koalitionsvereinbarungen der letzten Jahre, in           

welchen Bibliotheksgesetze nicht erwähnt wurden. Einzig in 2017 erfolgte eine Große           

Anfrage eines CDU-Abgeordneten, in welcher er auch nach einem Bibliotheksgesetz          

fragte, jedoch verneinte der Senat die Notwendigkeit eben jenes.  98

 

2008 begannen auch die Diskussionen in ​Niedersachsen​. Die FDP reichte eine Anfrage            

ein, welche Folgerungen die Landesregierung aus den Empfehlungen der         

Enquete-Kommission ziehen würde. ​Die Landesregierung antwortete, der       99

Niedersächsische Beirat für Bibliotheksangelegenheiten hätte sich bereits für ein         

Bibliotheksgesetz ausgesprochen, weshalb eine Arbeitsgruppe das Thema weiter beraten         

würde. Der dbv reagierte und entwickelte einen eigenen Gesetzentwurf, um diesen der            100

Politik als konkretes Angebot und Diskussionsgrundlage vorzulegen, was im Herbst 2010           

geschah. Letztlich wurde sich von den politischen Parteien aber gegen eine Initiative            101

entschieden.  102

Zu den Landtagswahlen 2013 und zu den darauf folgenden 2018 versandte der dbv             

Wahlprüfsteine, welche nach einem Bibliotheksgesetz fragten. In beiden Fällen wurde          103

dies eher ablehnend betrachtet. 

 

Nach der Landtagswahl 2009 im ​Saarland ​beschloss die Koalition aus CDU, FDP und             

Bündnis 90/Die Grünen im Koalitionsvertrag, ein eigenes saarländisches Bibliotheksgesetz         

prüfen zu wollen.  104

97 Vgl. Hauschke (2007). 
98 LT-Drs. Hamburg 21/11017. 
99 LT-Drs. Niedersachsen 16/195, S. 19. 
100 LT-PlPr. Niedersachsen 16/10, Anlage 26, S. 1085. 
101 Vgl. Roeder (2017), S. 407 f. 
102 Vgl. ebd., S. 408 f. 
103 Vgl. dbv Landesverband Niedersachsen (2017), S. 1. 
104 Vgl. CDU/FDP/Bündnis 90/Die Grünen Saarland (2009), S. 81. 
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Der Koalitionsvertrag nach der Landtagswahl 2012 zwischen CDU und SPD erwähnt nur            

noch „[…] eine übergreifende Strategie zur Weiterentwicklung der Bibliothekslandschaft         

[…]“, aber kein Bibliotheksgesetz per se.  105

Nach der Landtagswahl 2018 erwähnt der Koalitionsvertrag nicht einmal mehr das.   106

105 CDU/SPD Saarland (2012), S. 58. 
106 Vgl. CDU/SPD Saarland (2017). 
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3 Analyse 

Die Analyse kann nur in Bundesländern geschehen, in welchen mindestens bereits ein            

Entwurf in den Landtage eingebracht wurde, da die ausgewählten Faktoren eine           

Behandlung im Landtag bedingen. Die bedeutet, es begrenzt sich auf Thüringen,           

Sachsen-Anhalt, Hessen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein als erfolgreiche       

Prozesse, sowie Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen und Sachsen als       

Bundesländer ohne Erfolg. 

 

3.1 Auslöser der Diskussion 

Festrede Bundespräsident Horst Köhler 

Die Festrede von Bundespräsident Horst Köhler zur Wiedereröffnung der Anna Amalia           

Bibliothek, in welcher er Bibliotheken in der politischen Tagesordnung forderte, hatte           

einen durchaus starken Einfluss, auch wenn dies nicht immer so offensichtlich ist. 

Der größte Einfluss war sicherlich in Thüringen gegeben. Nach dem verheerenden Brand            

war die Landespolitik durch die neu aufgekommene Aufmerksamkeit nun schon beinahe           

gezwungen, über Bibliotheken und ihren Stand zu diskutieren, was schlussendlich eben zur            

Verabschiedung des Gesetzes führte. 

Und auch in Sachsen wurde explizit auf die Rede Bezug genommen, als im Dezember              

2007 der Antrag 'Bibliothekskonzeption für das Bildungsland Sachsen entwickeln' von          

Bündnis 90/Die Grünen eingereicht wurde.  107

In anderen Bundesländern wurde es nicht nachweisbar angesprochen. Es kann daher nicht            

genau bestimmt werden, inwiefern die Festrede einen Einfluss hatte. Was gesagt werden            

kann, ist jedoch, dass es einen Stein ins Rollen gebracht hat. Bibliotheken sind mehr ins               

Bewusstsein gerückt und wurden auch in den Landtagen behandelt. Dies wird sehr deutlich             

durch die in den darauf folgenden Jahren in beinahe jedem Bundesland stattfindenden            

politischen ersten Schritte in Richtung einer festgeschriebenen rechtlichen Grundlage.         

107 LT-Drs. Sachsen 4/10662, S. 3 
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2011 kam es in Rheinland-Pfalz beispielsweise noch zu einem Gesetzentwurf, welcher           

letztlich durchaus auch aus Konsequenz daraus gewertet werden kann. 

 

Enquete-Kommission 

Eine Enquete-Kommission ist ein vom Bundes- oder Landtag einberufenes Gremium,          

welches komplexe und umfangreiche Sachverhalte analysieren und       

Entscheidungsempfehlungen erarbeiten soll. Diese Empfehlungen sind jedoch nicht        

bindend. 

Im Oktober 2003 konstituierte sich die Enquete-Kommission 'Kultur in Deutschland',          108

unter anderem mit dem Auftrag, auch die strukturellen und rechtlichen          

Rahmenbedingungen des Bibliothekswesens zu untersuchen. Aufgrund vorgezogener       109

Neuwahlen des Bundestages, musste die Kommission ihre Arbeit in 2005 unterbrechen           

und trat erst im Februar 2006 neu zusammen. In dieser Kommission werden neben             110

Fraktionsmitgliedern auch Fachexperten zum Schwerpunkt einberufen, leider war jedoch         

kein*e Vertreter*in der bibliothekarischen Verbände als sachverständiges Mitglied        

berufen. Immerhin waren im Rahmen einer öffentlichen Anhörung zehn         111

Bibliotheksexperten mit ihren Einschätzungen des (damals) aktuellen Standes von         

Bibliotheken beteiligt. 

Die Bemühungen mündeten im Abschlussbericht im Dezember 2007 in folgender          

Empfehlung für die Länder: „Die Enquete-Kommission empfiehlt den Ländern, Aufgaben          

und Finanzierung der öffentlichen Bibliotheken in Bibliotheksgesetzen zu regeln.         

Öffentliche Bibliotheken sollen keine freiwillige Aufgabe sein, sondern eine         

Pflichtaufgabe werden.“ Weiterhin wurden auch Empfehlungen gegeben zu einem         112

länderübergreifenden Bibliotheksentwicklungsplan, einer Bibliotheksentwicklungsagentur,    

zur Einbindung von Bibliotheken in Bildungskonzepte und zum Schutz von schriftlichem           

Kulturgut durch nationale Bestandserhaltungskonzepte. 

108 BT-Drs. 16/700, S. 34. 
109 Bt-Drs. 15/1308. 
110 Bt-Drs. 16/7000, S. 36. 
111 Bt-Drs. 16/7000, S. 34. 
112 BT-Drs. 4/10662, S. 3. 
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Interessant zu beobachten ist der Anstieg der Bemühungen für ein Bibliotheksgesetz nach            

der Veröffentlichung. Dieser Erfolg kann auch mit der Festrede von Bundespräsident Horst            

Köhler wenige Monate vorher begründet werden, welche noch so im Gedächtnis der            

Politik hing, dass die Empfehlung der Enquete-Kommission gerade recht kam, um die            

Notwendigkeit eines Bibliotheksgesetzes nur noch weiter zu unterstreichen. 

Besonders in Thüringen ist die Verbindung, wie auch bei der Festrede Köhlers sehr             

deutlich. Dagegen kann dies in Sachsen-Anhalt nur impliziert werden. Bereits vor den            113

Empfehlungen der Enquete-Kommission war das Bibliotheksgesetz bereits im        

Koalitionsvertrag zu finden, jedoch kam es erst danach zu dem ersten Gesetzentwurf,            

welcher schlussendlich auch die Verabschiedung nach sich zog. Ähnlich ist es in Hessen             

der Fall. In Schleswig-Holstein folgten den Empfehlungen eine Große Anfrage der SPD,           114

die Landesregierung wollte daraufhin die Diskussionen beginnen. In 2016 wurde dann            115

das Gesetz verabschiedet. Dies kann durchaus als Nachfolgewirkung bezeichnet werden,          

jedoch weniger direkt, als es vielleicht zu wünschen wäre.  116

In Mecklenburg-Vorpommern begannen ebenfalls die Diskussionen. So reichte die FDP          

einen Antrag für ein Bibliotheksförderprogramm ein, welches durch die         

Enquete-Kommission angestoßen wurde. In Nordrhein-Westfalen hatte die politische        117

Diskussion um Bibliotheksgesetze durch die Empfehlungen ebenso neue Impulse erhalten.         

So wurden in der Folge zwei neue Anträge mit dem Ziel der Förderung von               118

Bibliotheken eingereicht. In Sachsen erfragte die FDP in 2008, ob die Staatsregierung den             

Empfehlungen der Enquete-Kommission folgend ein Bibliotheksgesetz erarbeiten würde.       

 Die Staatsministerin verneinte jedoch. 119

In Berlin wurde ein Antrag eingereicht, mit der Aufforderung, die Empfehlungen der            

Enquete-Kommission zu nutzen und ein Bibliotheksgesetz zu verabschieden. Auch in          120

Niedersachsen wurde eine Anfrage eingereicht, welche Folgerungen die Landesregierung         

113 Vgl. Steinhauer (2012), S. 1. 
114 Vgl. Steinhauer (2014), S. 1. 
115 LT-Drs. Nordrhein-Westfalen 16/204.6 
116 Vgl. Pilzer (2017), S. 69. 
117 LT-PlPr. Mecklenburg-Vorpommern 5/48, S. 95. 
118 Vgl. Steinhauer (2011b), S. 64. 
119 LT-Drs. Sachsen 4/13771. 
120 LT-Drs. Bayern 16/220. 
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daraus ziehen würde. Beides blieb jedoch ohne Wirkung und es kam nicht einmal eine              121

Diskussion in Gange. 

 

dbv Musterbibliotheksgesetz(e) 

Der dbv hat als Ziel die Wirkung von Bibliotheken in Kultur und Bildung sichtbar zu               

machen und ihre Rolle in der Gesellschaft zu stärken. Besonders wichtig hierbei ist die              

Förderung des Bibliothekswesens, sowie die Kooperation untereinander. Er formuliert         

politische Forderungen zu den Rahmenbedingungen des Bibliothekssektors und bezieht         

durch Gutachten und Empfehlungen Stellung zu grundlegenden Fachfragen.  122

Die Lobbyarbeit des dbv wird geprägt von zahlreichen Impulsen der einzelnen           

Landesverbände, wie etwa die regionalen Bibliothekspreise, landesweite Bibliothekstage,        

Initiativen zur Bibliotheksgesetzgebung und zur Existenzsicherung von Bibliotheken und         

Bibliotheksfachstellen. Diese Landesverbände vertreten die Interessen der       

Mitgliedsbibliotheken auf Länderebene und bringen den politischen Gremien der         

Bundesländer Bibliotheksthemen nahe, unter anderem auch durch Wahlprüfsteine zu         

Landtagswahlen, Organisation von Fortbildungsveranstaltungen oder auch regional       

koordinierte Veranstaltungsprogramme.  123

Angestoßen durch die positive Resonanz auf die Enquete-Kommission legte der Deutschen           

Bibliotheksverband am 9. April 2008 ein Musterbibliotheksgesetz vor. Dieses war          124

bewusst sehr umfassend und detailliert gestaltet, da es sich hierbei eher um 'Bausteine' für              

die einzelnen Landesverbände handelt, welche nun die Teile übernehmen sollten, die           

bisher in den rechtlichen Regelungen nicht abgedeckt waren. Diese Vorgehensweise ist           

insofern sehr zu empfehlen, als das es in den meisten Ländern bereit Regelungen bezüglich              

Bibliotheken gab, welche berücksichtigt werden mussten. 

Das Mustergesetz legt beispielsweise Bibliotheken als Kultureinrichtungen fest, welche die          

Informationsfreiheit und das lebenslange Lernen begünstigen. Es umfasst Bibliothekstypen         

und -aufgaben, die Bedeutung von Bibliotheken, mögliche Kooperationsformen mit         

121 LT-Drs. Niedersachsen 16/195, S. 19. 
122 Vgl. Seefeldt/Syré (2011), S. 75. 
123 Vgl. ebd., S. 76. 
124 Vgl. Deutscher Bibliotheksverband e.V. (2008). 
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Bildungs- oder Kultureinrichtungen, sowie die Finanzierung durch eine Pflichtaufgabe für          

die Kommunen.  125

Diese schiere Menge kann so nicht auf jedes Bundesland übertragen werden, ein            

unbedachtes Übernehmen des Entwurfs würde unweigerlich zum Scheitern des Versuchs          

führen. Landestypische Besonderheiten müssen berücksichtigt, die aktuelle Rechtslage im         

Land sorgfältig überprüft werden. 

Wie sehr dieses Musterbibliotheksgesetz, beziehungsweise auch die angepassten der         

einzelnen Bundesländer, als Auslöser gewertet werden können, ist jedoch fraglich. Nicht           

etwa, weil sie keinen Einfluss hatten, jedoch scheint es, als ob sie keine Diskussion in               

Gange bringen, sondern diese nur unterstützen. Impliziert werden kann, dass das           

umfassende Musterbibliotheksgesetz mindestens einen indirekten Einfluss auf die danach         

folgenden Diskussionen gehabt hat. 

Aber auch ein Mustergesetz, welches von den jeweiligen Landesverbänden an die           

Gegebenheiten angepasst wurde, ist nicht immer erfolgreich. So wurde in Thüringen der            

Landesverband-Entwurf in 2006 veröffentlicht, so wirklich begann die Diskussion aber in           

2007 erst nach der Festrede Köhlers. In Rheinland-Pfalz regte ein 2007 vom dbv             

ausgearbeiteter Entwurf erste Gespräche an, die jedoch wenig positiv verliefen. Als           

Ablehnungsgründe wurden die unrealistischen Forderungen, das Konnexitätsprinzip und        

der Normabbau genannt. Der Landesverband Niedersachsen veröffentlichte 2010 das         126

Musterbibliotheksgesetz, jedoch erst nachdem das Thema 'Bibliotheksgesetz' bereits        

angesprochen wurde, zeigte allerdings auch kaum Wirkung, sondern wurde als zu           

deskriptiv beschrieben und abgelehnt. Danach gab es keine weiteren Bemühungen mehr,           

auf die der Entwurf einen Einfluss hätte haben können. 

Jedoch sind die Musterbibliotheksgesetze hilfreich für Parteien, welche einen eigenen          

Entwurf in den Landtag einbringen wollen. So waren beide Entwürfe in Sachsen-Anhalt            

auf dem dbv-Mustergesetzentwurf basiert und auch in anderen Bundesländern sind starke           

Ähnlichkeiten zu erkennen. 

 

125 Vgl. ebd. 
126 Vgl. dbv Landesverband Rheinland-Pfalz (2008). 
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Das bedeutet? 

Ohne die Katastrophe der Anna Amalia Bibliothek in Weimar hätten die Empfehlungen            

der Enquete-Kommission vermutlich gar nicht den Einfluss gehabt, wie es nunmal der Fall             

war. Denn erst dadurch und die darauf folgende Festrede Köhlers, konnten Bibliotheken so             

sehr in der Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit stehen, dass es eine politisch erhebliche            

Aufgabe wurde, sie zu unterstützen. 

Trotzdem kann beides nicht als Auslöser eines Bibliotheksgesetzes betrachtet werden.Als          

Auslöser einer intensiven Diskussion, welche noch Jahre später Bibliotheksgesetz bedingt,          

da schon eher. 

Inwiefern Musterentwürfe vom dbv einen Einfluss haben, kann leider nicht genau           

bestimmt werden. Für Politiker mag es hilfreich sein, wenn diese einen eigenen Entwurf             

entwickeln wollen, als eine Art ‘Rahmenrichtlinie’, aber ein direkter Zusammenhang zum           

Verabschieden eines Bibliotheksgesetzes konnte so nicht festgestellt werden. 

 

 Festrede Köhler Enquete- 
Kommission 

dbv Muster- 
bibliotheksgesetz 

Thüringen nachweisbar nachweisbar impliziert 

Sachsen-Anhalt impliziert impliziert - 

Hessen impliziert impliziert - 

Rheinland-Pfalz impliziert impliziert nachweisbar 

Schleswig-Holstein impliziert nachweisbar - 

Mecklenburg- 
Vorpommern impliziert nachweisbar impliziert 

Nordrhein-Westfalen impliziert impliziert - 

Sachsen nachweisbar nachweisbar - 

Tabelle 1: Einfluss der Faktoren ‘Auslöser’ auf die Diskussion um Bibliotheksgesetze 
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3.2 Akteure 

Parteien 

Den größten Anteil haben vermutlich die Parteien, welche im jeweiligen Land im Landtag             

sitzen. Diese stimmen letztlich über die Verabschiedung von Gesetzen ab. Hierbei muss            

unterschieden werden zwischen der Seite der Regierung und der Seite der Opposition.  

Besteht ein Zusammenhang zwischen den Regierungsparteien und der Verabschiedung         

von Bibliotheksgesetzen? Oder ist eher wichtig, wer den ersten Gesetzentwurf einreichte? 

Hierfür sind die zu beachtenden Parteien die CDU, die SPD, die FDP, Die Linke und               

Bündnis 90/Die Grünen. In Schleswig-Holstein wäre auch noch der SSW zu nennen. Die             

restlichen Parteien sind entweder nicht im Landtag vertreten oder aber treten im            

Zusammenhang mit Bibliotheksgesetzen nicht auf. 

Bei Verabschiedung eines Bibliotheksgesetzes war immer die CDU oder die SPD in der             

Regierungsfraktion vertreten. Andererseits waren diese eben auch Regierungsparteien in         

Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen und Sachsen, als dort gegen ein        

Bibliotheksgesetz gestimmt wurde. Die CDU reichte in Hessen und Nordrhein-Westfalen          

den ersten Entwurf ein, nur bei ersteren kam es danach zu einem Bibliotheksgesetz.             

Dagegen endeten beide Gesetzentwürfe der SPD in einer Verabschiedung des Gesetzes,           

nämlich Thüringen und Rheinland-Pfalz. 

Die FDP war nur in Hessen in der Regierungspartei und reichte auch nur dort, zusammen               

mit der CDU, einen ersten Gesetzentwurf ein. 

Bündnis 90/Die Grünen waren vertreten in Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, aber eben          

auch Nordrhein-Westfalen. Sie reichten einen erfolgreichen Gesetzentwurf ein in         

Rheinland-Pfalz, aber auch einen erfolglosen in Sachsen. 

Die Linke war gar nicht in einer Regierungsfraktion vertreten. Sie reichte jedoch den ersten              

Entwurf ein in Thüringen und Sachsen-Anhalt, was in einem Bibliotheksgesetz mündete.           

Nur in Mecklenburg-Vorpommern war ihr erster Schritt nicht erfolgreich. 

Es kann also geschlussfolgert werden, dass es nicht unbedingt wichtig ist, wer in der              

Regierung vertreten ist oder wer den ersten Entwurf einreicht.  
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 Regierungspartei in erster Entwurf in 

CDU 

Thüringen 

Sachsen-Anhalt 

Hessen 

Mecklenburg-Vorpommern 

Sachsen 

Hessen 

Nordrhein-Westfalen 

SPD 

Sachsen-Anhalt 

Rheinland-Pfalz 

Schleswig-Holstein 

Mecklenburg-Vorpommern 

Nordrhein-Westfalen 

Sachsen 

Thüringen 

Rheinland-Pfalz 

FDP Hessen Hessen 

Bündnis 90/Die Grünen 

Rheinland-Pfalz 

Schleswig-Holstein 

Nordrhein-Westfalen 

Rheinland-Pfalz 

Sachsen 

Die Linke 

 Thüringen 

Sachsen-Anhalt 

Mecklenburg-Vorpommern 

Tabelle 2: Verteilung der Parteien in den Regierungsfraktionen und erster Gesetzentwurf 

Die nächste Vermutung wäre nun ein möglicher Zusammenhang mit den          

Koalitionsverträgen. 

Bei genauerer Untersuchung dieser, wird deutlich, dass die Verabschiedung eines solchen           

Gesetzen zumindest wahrscheinlicher ist, wurde dies bereits im Koalitionsvertrag         

angesprochen. Hierbei ist erstmal unerheblich, ob nur die Möglichkeit überprüft werden           

26 



sollte, wie in Sachsen-Anhalt oder auch Rheinland-Pfalz, oder ob die Verabschiedung           127 128

als explizites Ziel genannt wurde, wie in Hessen  und Schleswig-Holstein.  129 130

Die Aussage, dass die Möglichkeit überprüft werden sollte, kam so auch im            

Koalitionsvertrag Nordrhein-Westfalen, wo ein Bibliotheksgesetz später abgelehnt       131

wurde. Es ist also keine Garantie, begünstigt aber fraglos die Entwicklung. 

 Regierung Aussage im 
Koalitionsvertrag 

Thüringen CDU keine Aussage 

Sachsen-Anhalt CDU 
SPD Möglichkeit wird geprüft 

Hessen CDU 
FDP soll verabschiedet werden 

Rheinland-Pfalz SPD 
Bündnis 90/Die Grünen Möglichkeit wird geprüft 

Schleswig-Holstein 
SPD 
SSW 
Bündnis 90/Die Grünen 

soll verabschiedet werden 

Mecklenburg-Vorpommern SPD 
CDU keine Aussage 

Nordrhein-Westfalen SPD 
Bündnis 90/Die Grünen Möglichkeit wird geprüft 

Sachsen CDU 
FDP keine Aussage 

Tabelle 3: Forderung nach Bibliotheksgesetzen in den Koalitionsverträgen 

 

Ausschüsse 

Da Bibliotheken ein Teil der Kultur- und Wissenschaftseinrichtungen sind, haben          

entsprechende Ausschüsse einen Teil zum Prozess beizutragen. Die Ausschüsse bewerten          

in schriftlichen und mündlichen Anhörungen die ihnen überwiesenen Entwürfe und geben           

127 Vgl. CDU/SPD Sachsen-Anhalt (2006), S. 26. 
128 Vgl. SPD/Bündnis 90/Die Grünen Rheinland-Pfalz (2011), S. 17. 
129 Vgl. CDU/FDP Hessen (2009), S. 40. 
130 Vgl. SPD/Bündnis 90/Die Grünen Schleswig-Holstein (2012), S. 20 f. 
131 Vgl.  NRWSPD/Bündnis 90/Die Grünen NRW (2010), S. 78. 
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eine Empfehlung ab, ob im Landtag für oder gegen einen Entwurf gestimmt werden sollte.              

Diese Empfehlung ist jedoch nicht bindend. 

Der Ausschuss ist ein Teil des Prozesses, welcher nicht ausgelassen werden darf. Sofern             

ein Gesetz nicht in den Ausschuss überwiesen wird, kommt es auch nicht zustande. Dies              

war zum Beispiel in Mecklenburg-Vorpommern der Fall, da hier eine Überweisung           

zweimal abgelehnt wurde und somit das gesamte Gesetz abgelehnt war. 

Es ist jedoch auch kein versicherter Erfolgsfaktor. In Sachsen und Nordrhein-Westfalen           

wurden die Entwürfe in den Ausschuss überwiesen und trotzdem kam es nicht zu einem              

Bibliotheksgesetz. 

Die Überweisung in den Ausschuss ist eher eine Hürde, die erst überwunden werden muss,              

bevor es zu einem Bibliotheksgesetz kommt. Diese Hürde schaffte nur          

Mecklenburg-Vorpommern nicht, zu überwinden. 

Ein kleiner Sonderfall war Schleswig-Holstein. Hier legte die Ministerin für Justiz, Kultur            

und Europa den Entwurf vor, welcher in einem Bibliotheksgesetz enden sollte und der             

Bildungsausschuss empfahl die Annahme des Gesetzes. 

 

weitere Akteure 

Unabhängig von den 'offiziellen' Akteuren wie Parteien und Ausschüsse, sind auch die            

nicht-offiziellen zu nennen, welche oftmals im Hintergrund agieren. 

Besonders hervorzuheben ist hierbei Prof. Dr. jur. Eric W. Steinhauer, welcher sich von             

Anfang an für Bibliotheksgesetze einsetzt. Dies unter anderem als Mitglied der AG            

„Bibliotheksgesetz“ bei BID von 2005 bis 2007. Dazu war er noch Vorsitzender des             

Regionalverbandes Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen im VDB von 2004 bis 2009. 

So wurde er auch öfter als Experte in den Anhörungen der Ausschüsse einberufen und gab               

Stellungnahmen ab zu Gesetzentwürfen in Schleswig-Holstein und Hessen, evaluierte die          

Gesetze in Hessen und Thüringen und äußerte sich in zahlreichen Artikeln zu            

Bibliotheksgesetzen unter anderem in Rheinland-Pfalz und Thüringen. 
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Außerdem engagierte er sich (zusammen mit Claudia Vonhof) innerhalb eines Projektes           

mit Studenten für ein Bibliotheksgesetz Baden-Württemberg. Dieses Projekt wurde später          

auch als Buch veröffentlicht. 

Aber auch Vereine, insbesondere der dbv, haben sich als wichtige Akteure           

herausgearbeitet. So versendet eben jener zu sämtlichen Landtagswahlen sogenannte         

Wahlprüfsteine, in welchen die Positionen der Parteien zu bestimmten Themen abgefragt           

werden. Es muss beachtet werden, dass die Antworten darauf nicht immer auch nach der              

Wahl noch aktuell sind und im Koalitionsvertrag angesprochen werden. Trotzdem kann           

dadurch ein ungefähres Bild abgezeichnet werden, inwiefern die Parteien die angefragten           

Themen für bedeutend erachten. 

Darüber hinaus entwickelt der dbv unter anderem aber auch Musterbibliotheksgesetze          

(siehe 3.1) und veranstaltet Bibliothekstage in den einzelnen Bundesländern. 

 

3.3 Inhalte 

Finanzierung und Pflichtaufgabe 

Gerade Vertreter aus der Politik reduzieren Bibliotheksgesetze auf eine         

Finanzierungsfrage. Dadurch können sie eine nähere Diskussion ausweichen und das          

Thema mit einem Hinweis auf die angespannte Haushaltslage beenden. 

Dabei gibt es vier Arten, die Finanzierung des Bibliothekswesens festzuschreiben. Der           

(bisher) beliebteste Weg ist die Finanzierung über den Träger der Bibliothek, zumeist            

Städte, Gemeinden und Landkreise; eventuell unterstützt von einer Landesförderung,         

wobei die Höhe dieser Förderung abhängig ist von der Haushaltslage. Unwahrscheinlicher           

ist eine festgeschriebene, sich nicht anpassende Landesförderung. Beinahe ausgeschlossen         

ist die Empfehlung der Enquete-Kommission: eine kommunale Pflichtaufgabe.  132

Die Pflichtaufgabe bedingt durch das Konnexitätsprinzip, dass die Landesregierung,         

welche den Kommunen diese per Gesetz überträgt, für einen finanziellen Ausgleich sorgen            

muss, sollte es dadurch zu Mehrbelastung der Kommunen kommen. In Zeiten angespannter            

Haushalte kann die Pflichtaufgabe daher nur Wunschtraum sein. 

132 Vgl. Steinhauer (2011a), S. 25 f. 
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So haben die Bibliotheksgesetze, wie sie inzwischen existieren, alle keine finanzielle           

Zusagen. Die Kosten müssen die Träger übernehmen, Sachsen-Anhalt hat immerhin eine           

Förderrichtlinie für Bibliotheken beschlossen. Eine Förderrichtlinie ist jedoch nicht         

verpflichtend und kann von daher auch nicht eingeklagt werden. Und auch in            

Schleswig-Holstein ist die Finanzierung durch ein weiteres Gesetz zumindest halbwegs          

abgesichert. 

Entwürfe mit einer festgeschriebenen Fördersumme (Nordrhein-Westfalen) oder einer        

Beteiligung des Landes (Sachsen) wurden dagegen abgelehnt. 

 

Bildungseinrichtung und Aufgaben 

Die Festschreibung der Aufgaben von Bibliotheken und ihrem Stand als          

Bildungseinrichtung könnte ebenso in Bibliotheksgesetzen erfolgen.  

Die Festschreibung als Bildungseinrichtung ermöglicht es den Bibliotheken, Zugang zu          

erhalten zu neuen Förderungsmöglichkeiten und Perspektiven. Auch, weil es für Politiker           

schwieriger ist, Einsparungen in Bildungseinrichtungen zu rechtfertigen. Dies geschah in          

allen fünf bisher verabschiedeten Bibliotheksgesetzen. Aber auch die drei gescheiterten          

hatten dies verankert. 

Eine Aufgabenbeschreibung erfolgte ebenfalls in allen Fällen. Dies geschah zwar mal           

mehr, mal weniger genau detailliert, aber überall wurden zumindest gewissen          

Mindeststandards für Aufgaben und Ausstattung festgelegt. 

 

Pflichtexemplarrecht 

Erstmals wurde in Hessen das Pflichtexemplarrecht im Bibliotheksgesetz festgeschrieben.        

Vorher, in Thüringen und Sachsen-Anhalt, war dies noch nicht der Fall, das             133

Pflichtexemplargesetz wurde weiterhin im Landespressegesetz behandelt. Hessen hat damit         

die Diskussion auf eine neue Ebene gehoben und einen neuen Standard für folgende             

Gesetze gesetzt. Diese Entscheidung wurde in Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein         

133 Steinhauer (2014), S. 3. 
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übernommen, weshalb diese nun auch das Pflichtexemplarrecht aus dem         

Landespressegesetz herauslösten und es im Bibliotheksgesetz abgreifen.  134

 Finanzierung Bildungseinrichtung Pflichtexemplarrecht 

Thüringen Kosten bei Träger ja nein 

Sachsen-Anhalt Kosten bei Träger 
Förderrichtlinie 

ja nein 

Hessen Kosten bei Träger ja ja 

Rheinland-Pfalz Kosten bei Träger ja ja 

Schleswig-Holstein Kosten bei Träger 
Finanzierungsrecht 

ja ja 

Mecklenburg- 
Vorpommern 

Kosten bei Träger ja nein 

Nordrhein- 
Westfalen 

festgeschriebene 
Fördersumme 

ja nein 

Sachsen Zuschüsse ja nein 

Tabelle 4: Inhalte der Gesetzentwürfe der einzelnen Bundesländer 

 

3.4 Argumentation 

Bereits existierende Gesetze 

Das Problem mit bereits existierenden Gesetzen, welche in die Richtung 'Bibliothek' oder            

'Kultur' gehen, ist, der abgeleitete geringe Bedarf eines weiteren Gesetzes. Wenn die            

Hochschulbibliotheken im Hochschulgesetz verankert sind, die Stadtbibliothek im        

Ortsgesetz und so weiter, dann besteht laut Politikern kein Bedarf, denn 'es ist ja bereits               

alles geregelt'. Das diese Regelung oftmals Dinge verkompliziert, wird dabei nicht           

gesehen. 

So existiert beispielsweise in Baden-Württemberg seit 1980 ein 'Gesetz zur Förderung der            

Weiterbildung und des Bibliothekswesens (Weiterbildungsfördergesetz)', welches zwar       

durchaus bibliothekspolitische Aspekte regelt, jedoch noch längst nicht alles umfasst und           

134 Steinhauer (2015), S. 12. 
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auch die Stellung der Bibliotheken nicht genauer definiert. Trotzdem wird es gerne            

vorgeschoben, um sich nicht mit der Möglichkeit weiterer Gesetz beschäftigen zu müssen. 

Auch in Sachsen ist dies der Fall. Das einzigartige Kulturraumgesetz existiert so nur in              

Sachsen und das bereits seit 1994. Es bestimmt die Kulturpflege zur kommunalen            

Pflichtaufgabe und bietet damit auch eine Förderung der Öffentlichen Bibliotheken. Die           

Landesregierung wehrt deshalb die Versuche, ein Bibliotheksgesetz zu entwickeln immer          

wieder ab.  135

 

Zwang der Kommunen 

Die Kommunen sind der wohl bedeutendste Träger von Öffentlichen Bibliotheken. Im           

Rahmen ihrer grundgesetzlich verankerten kommunalen Selbstverwaltung unterhalten sie        

eine Stadt- oder Gemeindebibliothek. 

Diese Selbstverwaltung wird als bedroht angesehen, wenn ein Bibliotheksgesetz daher          

kommt, welches vielleicht sogar noch eine Pflichtaufgabe beinhaltet. Die kulturelle          

Daseinsvorsorge solle nicht durch das Land verordnet werden, sondern der Erhalt und            

Ausbau der Bibliotheken weiterhin eine freiwillige kommunale Leistung bleiben, so          

beispielsweise Stimmen in Mecklenburg-Vorpommern.  136

Auch in Nordrhein-Westfalen waren die Kommunen sehr kritisch. Sie befürchteten ein           

Hineinregieren des Landes durch zu viele Pflichtaufgaben. Dies wurde in den Lesungen            137

zum Entwurf angebracht. 

 

Bürokratie 

Den politischen Parteien scheint der Normabbau sehr wichtig zu sein, zumindest bringen            

sie ihn immer wieder an, um ein Gesetz nicht verabschieden zu müssen. So ist die               

Argumentation, ein neues Gesetz würde nur mehr Bürokratie bringen. 

135 LT-Drs. Sachsen 4/13771, S. 2. 
136 LT-PlPr. Mecklenburg-Vorpommern 5/52, S. 58. 
137 Vgl. Steinhauer (2011b), S. 67. 
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In diesem Fall könnte aber ein Bibliotheksgesetz gerade gegen zu viele Normen helfen.             138

Viele bibliotheksrechtliche Aspekte sind momentan in verschiedensten Gesetzen        

festgehalten. Die Hochschulbibliotheken stehen im Hochschulgesetz, die Stadtbibliotheken        

vielleicht im Ortsgesetz, das Pflichtexemplar wird im Landespressegesetz behandelt, und          

so weiter. Durch diese Aufteilung sind unter anderem auch mehrere Ministerien für            

Bibliotheksangelegenheiten zuständig. Wie in Sachsen beschrieben, entsteht durch die         

dreigeteilte Zuständigkeit der Ministerien für Soziales, für Kultus und für Wissenschaft           

und Kunst ein Informationsverlust, aber auch Kompetenzüberschneidungen.  139

 

Alternative Kulturfördergesetz 

Vom kommunalen Standpunkt aus, betrifft das Problem der finanziellen Probleme den           

gesamten Kultursektor, nicht nur Bibliotheken. Entsprechend ist hier eher ein Stärkung           

des gesamten kulturellen Bereichs gewünscht, nicht nur einzelner Einrichtungen. Dies          140

wäre bei einem Kulturfördergesetz eher gegeben, als bei einem Spartengesetz, wie das            

Bibliotheksgesetz eines wäre. Bibliotheken wären hierbei aber stark benachteiligt,         

beziehungsweise könnte ein Kulturfördergesetz viele spezifisch bibliothekarische       

Regelungsdefizite, wie Belegexemplarrecht, elektronisches Pflichtexemplar und      

bibliothekarische Fachstellen, nur schwer integrieren, da die Bibliothek nur eine Institution           

unter vielen wäre. 

Politisch ist dies jedoch die klar bevorzugte Alternative zu Bibliotheksgesetzen. So           

entschied sich die Landesregierung in Niedersachsen 2013 für ein Kulturfördergesetz und           

auch in Nordrhein-Westfalen wurde ein Bibliotheksgesetzentwurf für ein        

Kulturfördergesetz zurückgestellt. Die Begründung war hierbei, dass ein eigenständiges         

Bibliotheksgesetz ein Spartengesetz sei und damit zu kurz greife und andere Sparten            

benachteiligt wären. Dies wäre bei einem Kulturfördergesetz nicht der Fall. Hier können            141

sich Verbände jedoch für die Berücksichtigung von Interessen von Bibliotheken einsetzen ,            

damit diese auch im Kulturfördergesetz bedacht werden, wie es beispielsweise der           

Landesverband Niedersachsen 2013 ankündigte.   142

138 Vgl. Steinhauer (2011a), S. 19. 
139 LT-Drs. Sachsen 4/10662. 
140 Vgl. Steinhauer (2011b), S. 67. 
141 LT-PlPr. Nordrhein-Westfalen 15/13, S. 960. 
142 Vgl. Roeder (2017), S. 409 f. 
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4 Erfolg oder Misserfolg 

Leider musste das Fehlen eindeutige Faktoren, die einen Entwurf für ein Bibliotheksgesetz            

erfolgreich machen, festgestellt werden. Eher ist es das gemeinsame Wirken verschiedener           

Faktoren, was die Verabschiedung möglich macht. 

Die Enquete-Kommission wird insbesondere bei den Lesungen im Landtag als Argument           

gebracht, warum der entsprechende Entwurf eingereicht wurde. In diesem Zusammenhang          

muss auch gleich die Festrede vom damaligen Bundespräsidenten Horst Köhler benannt           

werden. Durch die zeitliche Nähe ist es nur schwer, bei dem indirekten Einflüssen zu              

unterscheiden, welche der beiden Möglichkeiten nun größer war. Am wahrscheinlichsten          

ist hier ein Zusammenwirken beider Geschehnisse, welche einzeln gar nicht den Einfluss            

gehabt hätten. Jedoch, und das muss leider gesagt werden, ist beides kein Faktor für den               

Erfolg eines Gesetzentwurfs, sondern ‘nur’ ein Auslöser für die deutschlandweite          

Diskussion um Bibliotheksgesetze. Auch die dbv Musterbibliotheksgesetze haben so         

gesehen nur einen Einfluss auf die Diskussion um Bibliotheksgesetze, nicht jedoch auf die             

Verabschiedung von eben jenen. Sie sind eine gute Grundlage für Politiker, um eigene             

Entwürfe zu entwickeln, aber es ist leider nicht nachweisbar, wie einflussreich sie genau             

sind. 

Zwischen den Akteuren und Bibliotheksgesetzen ist in dieser Untersuchung ebenso kein           

Zusammenhang zu sehen. Die Regierungsparteien sind zwar wichtig, jedoch ist der Erfolg            

eines Entwurfes nicht davon abhängig. Auch wenn der erste Entwurf aus der Opposition             

kommt, kann es zu einem Erfolg kommen. Wenn der Entwurf aus der Regierungsfraktion             

kommt, ist ein Erfolg scheinbar garantiert, aufgrund der geringen Menge an Daten ist das              

jedoch nicht empirisch zu belegen. Was als Vorteil gesehen werden kann, ist die Erklärung              

innerhalb eines Koalitionsvertrages, aber, wie bereits gesagt, ist das trotzdem keine           

Garantie. 

Die einzigen zwei Punkte, die nachweislich für die Entscheidung gegen das           

Bibliotheksgesetz sorgten, fanden sich in der Finanzierung und einer möglichen          

Alternative. Wenn die Finanzierung eine Art Pflichtaufgabe und somit deutlich mehr           

Kosten für das Land enthält, wird eher gegen den Entwurf gewählt, um die             

Landeshaushalte zu schützen, wie in Nordrhein-Westfalen und Sachsen passiert.  
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Nun haben Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein jedoch bereits bewiesen, dass es eben           

auch anders möglich ist, von daher scheinen die Finanzen nicht der einzige Grund für eine               

Ablehnung gewesen zu sein. Stattdessen scheint auch eine Rolle gespielt zu haben, welche             

anderen Alternativen bereits existierten. Sowohl in Nordrhein-Westfalen, als auch in          

Sachsen wurde die Aufmerksamkeit auf ein anderes Gesetz gelenkt und damit eine            

Begründung geliefert, warum ein separates Bibliotheksgesetz nur mehr unnötige         

Bürokratie wäre. In beiden Fällen handelte es sich hierbei um ein Gesetz, welches den              

gesamten Kulturbereich abdecken sollte, beziehungsweise dies im Falle von Sachsen auch           

bereits tat. Das dies für Bibliotheken nicht ideal ist, wurde bereits erläutert. 

Fraglich ist hierbei, ob die hervorgebrachten Argumentationen der wirkliche Grund sind,           

warum es zu keinem Bibliotheksgesetz kam. Die vier genannten Punkte hätten mit etwas             

Bearbeitung durchaus in einem Entwurf angesprochen und umgangen werden können. Das           

dies nicht getan wurde, lässt die Vermutung zu, dass die Parteien größtenteils von Anfang              

an gar nicht an einem Bibliotheksgesetz interessiert waren. Diese mögliche Einstellung           

kann in Zukunft noch durch Analyse von Wahlprüfsteinen und Koalitionsverträgen          

untersucht werden. In diesem Zusammenhang wäre auch eine Untersuchung interessant,          

warum es in den Bundesländern, die hier nicht in die Bewertung einflossen, bisher zu              

keinen Einreichungen von Gesetzen kam. 
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5 Zukunftsaussicht 

Inzwischen scheint die Zeit für neue Bibliotheksgesetze beinahe abgelaufen zu sein. Zu            

lange her sind die Diskussionen, angestoßen durch die Enquete-Kommission. Stattdessen          

ist das Kulturfördergesetz in den Mittelpunkt gerückt. Das muss nicht unbedingt hindern,            

Bibliotheken eine gesetzliche Absicherung zu bieten, wenn sich denn von Seiten der            

Verbände darum gekümmert und von Seiten der Politiker dies auch eingesehen wird. 

Die Kritik an den bisherigen Bibliotheksgesetzen, sie seinen im Endeffekt unnötig, da sie             

kaum gesetzlichen Wert hätten, mag vielleicht momentan stimmen, das soll hier nicht            

bewertet werden. Jedoch muss immer eingeräumt werden, dass sich Gesetze über die Zeit             

hinweg durch Evaluation und neue Impulse, durch politische Wechsel oder auch           

gesellschaftliche Initiativen, den spezifischen Situationen anpassen lassen und deshalb die          

Verabschiedung eines ersten, eher weniger umfassenden, Bibliotheksgesetzes schon ein         

wichtiger Schritt ist. Denn schon ein kleiner Änderungsantrag, welcher durch die           

Opposition im Landtag eingebracht wird, kann immer wieder eine neue Diskussion der            

Situation von Bibliotheken auslösen. Dies kann jederzeit auch von den Verbänden anderer            

Bundesländer genutzt werden, Aufmerksamkeit für eigene Gesetze und Interessen zu          

bekommen und die Diskussion in das eigene Bundesland zu tragen. 
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